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Sachgebiet 611 


Der Bundesminister Bonn, den 29. Oktober 1971 

für Wirtschaft und Finanzen 

F/IVD 3 -S 2800 R - 12/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Körperschaftsteuer der Sparkassen und Kreditgenossen- 
schaften 

Bezug: Kleine Anfrage des Abgeordneten Dr, Schmidt (Wupper- 
tal) und Genossen 
- Drucksache VI/2662 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Namen der Bundesregie- 
rung wie folgt: 

Innerhalb der Opposition bestehen offenbar grundsätzliche Mei- 
nungsverschiedenheiten in der Beurteilung der derzeitigen 
Steuervergünstigungen für Sparkassen, Kreditgenossenschaften 
und Hypothekenbanken. Während die Unterzeichner der Klei- 
nen Anfrage Drucksache VI/2661 gegen eine Beibehaltung der 
Steuerprivilegien der genannten Institutsgruppen ab 1974 Be- 
denken zu haben scheinen, kommt umgekehrt in der Kleinen 
Anfrage der Abgeordneten Dr, Riedl (München), Stücklen, Wag- 
ner (Günzburg), Spilker, Wohlrabe und Genossen (Drucksache 
VI/2693) die Besorgnis zum Ausdruck, daß ein Abbau der der- 
zeitigen Steuerprivilegien ungünstige Folgen haben könnte. 
Mehrere Abgeordnete haben beide Anfragen unterzeichnet. 


1. Wie würdigt die Bundesregierung die Tatsache, daß die Spar- 
kassen und Girozentralen alle bankmäßigen Geschäfte betreiben, 
als Gruppe geschlossen im Wettbewerb auftreten und inzwi- 
schen - ebenso wie die Banken - ein weltweites Netz von Ge- 
schäfts- bzw. Kontaktstellen unterhalten? 


Die Sparkassen stehen seit längerem, insbesondere seit dem. 
Jahre 1967, in dem für sie durch die Aufhebung der staatlichen 
Zinsbindung und die Anhebung des Körperschaftsteuersatzes 
auf 35 Vo grundlegend neue Daten gesetzt worden sind, in einem 
Prozeß der Umstrukturierung. Sie müssen ihre bisherigen Bin- 
dungen an das öffentliche Interesse überprüfen und sich zuneh- 
mend auf die Erfordernisse einer privatwirtschaftlich orientier- 
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ten Geschäftsbank umstellen. Konkret bedeutet dies vor allem, 
daß die Sparkassen ihre bisherige Geschäfts- und Organisations- 
politik überprüfen und zur Erzielung höherer Erträge neue ge- 
schäftspolitische Schwerpunkte setzen müssen. Dieser Prozeß 
der Umorientierung ist gegenwärtig noch im Gange. 

Die Ausdehnung und Intensivierung der Geschäftstätigkeit der 
Girozentrale ist im Zusammenhang mit dem verschärften Wett- 
bewerb im Kreditgewerbe zu sehen. Die Bundesregierung hat 
die Gründe und den Ablauf dieser Entwicklung im Wettbe- 
Y/erbsbericht über das Kreditgewerbe (Drucksache V/3500) im 
einzelnen dargelegt. 

Ebenso wie der Sparkassensektor befinden sich die Kredit- 
genossenschaften noch in einem Prozeß der Neuformierung. 
Infolge ihres relativ begrenzten durchschnittlichen Bilanzvolu- 
mens sind sie verstärkt auf die Schaffung wettbewerbsfähiger 
Institute und auf eine Intensivierung des genossenschaftlichen 
Verbundes angewiesen. 


2. Welche Gründe rechtfertigen bei der Festlegung der „Eckwerte" 
zur Steuerreform für Sparkassen und Kreditgenossenschaften 
die angekündigte Übergangsregelung mit einem stufenweisen 
Abbau? 

Die in den „Eckwerten" zur Steuerreform in Aussicht genom- 
mene Übergangsregelung für Sparkassen und Kreditgenossen- 
schaften will dem Umstrukturierungsprozeß Rechnung tragen. 

Nach dem vorliegenden Referentenentwurf eines Körperschaft- 
steuergesetzes ist die Entscheidung darüber, ob die Sparkassen 
und Kreditgenossenschaften ab 1. Januar 1974 der vollen 
Besteuerung unterworfen werden sollen oder ob für sie eine 
Ubergangsregelung vorzusehen ist, der abschließenden Be- 
schlußfassung durch das Bundeskabinett Vorbehalten. 


3. Wie errechnet sich der von dem Herrn Bundesminister für 
Wirtschaft und Finanzen in der Pressekonferenz am 12. Juni 
1971 für diese steuerliche Übergangsregelung genannte Steuer- 
ausfall von 175 Mio DM in 1974, wenn der gesamte Steueraus- 
fall nach Berechnungen des früheren Bundesfinanzministers im 
Kreditgewerbe fast 1 Mrd. DM beträgt? 

Die Steuerausfälle von 175 Mio. DM bzw. 1 Mrd. DM sind keine 
unmittelbar vergleichbaren Größen, wie nachfolgende Aufstel- 
lung erkennen läßt: 


Aufkommen bestimmter Kreditinstitute 

(Sparkassen, Institute des langfristigen Kredits, Kreditgenos- 
senschaften, Zentralkassen, Staatsbanken, Deutsche Genossen- 
schaftskasse, Organe der staatl. Wohnungspolitik) 
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an Gewerbe-, Körperschaft- und Vermögensteuer in 1974 


Vergleichsgrundlagen 


Steueraufkommen 

darunter: 

insgesamt 

Sparkassen 
in Mio, DM 


1) Vergleich: Körperschaft- 
steuerliches Anrechnungs- 
system 

1. bei 

a) völliger Beseitigung 

der Steuervergünsti- 
gungen 2400 1070 

b) teilweisem Abbau der 

Steuervergünstigun- 
gen im Kreditgewerbe 2000 895 

Minderaufkommen im KSt 
Anrechnungssystem durch 
nur teilweisen Abbau der 
Steuervergünstigungen -) 

2) Vergleich: geltendes Recht 
mit körperschaftsteuer- 
lichem Anrechnungs- 
system bei Beseitigung der 
Steuervergünstigungen im 
Kreditgewerbe 


a) KSt-Anrechnungs- 
system 

2400 

1070 

b) geltendes Recht 

1400 

700 

_ . _ _ . 

- - — ■■ 

- - 

Differenz (a X b) 

1000 

370 


X 400 X 175 


g Körperschaftsteuersatz 56 v. H. 

2) Gemäß sog. „Eck Wertbeschluß“ der Bundesregierung vom 11. Juni 1971 


Im Rahmen des von der Bundesregierung vorgesehenen körper- 
schaftsteuerlichen Anrechnungssystems und begrenzt auf die 
Sparkassen beträgt also der Steuerausfall bei einem nur teil- 
weisen Abbau der Steuervergünstigungen (im Vergleich zu 
einer völligen Beseitigung dieser Vergünstigungen) 

175 Mio. DM, 

wie von dem Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen in 
der Pressekonferenz vom 11, Juni 1971 ausgeführt. Der von an- 
derer Seite in der Öffentlichkeit genannte Betrag von 
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1 Mrd. DM 

ergibt sich dagegen bei einem Vergleich zwischen geltendem 
Recht und körperschaftsteuerlichem Anrechnungsverfahren un- 
ter Beseitigung der Steuervergünstigungen im Kreditgewerbe. 


In Vertretung 

H. Hermsdorf 



